
 

 

Konferenz der Haushalts- und Finanzpolitischen Sprecher, 27. und 28. Juni 2021, Berlin 

Die Novellierung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg voranbringen –  

Geteilte Besteuerung der deutschen Grenzpendler nach Luxemburg 

 

Die Corona-Pandemie bringt, wie für viele Arbeitnehmer auch für Grenzpendler eine vermehrte Arbeit 

im Homeoffice mit sich. Für die zahlreichen deutschen Arbeitnehmer, die in Luxemburg arbeiten, 

ergibt sich dabei ein besonderes Problem. Laut dem aktuellen Doppelbesteuerungsabkommen mit 

Luxemburg dürfen Grenzgänger maximal 19 Tage im Jahr in ihrem Home-Office am Wohnsitz in 

Deutschland arbeiten, ohne den dafür anfallenden Lohn in der Bundesrepublik versteuern zu müssen. 

Ab 20 Tagen muss jeder einzelne in Deutschland gearbeitete Tag auch dort versteuert werden. Zwar 

gab es eine pandemiebedingte Erhöhung auf 52 Tage, jedoch wird diese vorläufige Maßnahme einer 

geänderten Arbeitskultur nicht gerecht. Das die Obergrenze weiterhin bei 19 Tagen bleibt, schafft 

zudem keine Vorsorge für etwaige weitere Pandemiewellen, fördert nicht ein ökologisch sinnvolles 

Arbeiten von zu Hause aus und lässt die Pendler in ständiger Unsicherheit. Insgesamt bleibt dies weit 

hinter Regelungen zurück, die Luxemburg mit Frankreich und Belgien abgeschlossen hat. 

 

Auf Seiten Luxemburgs ist die Problematik bekannt und in der Sache ein großes Entgegenkommen zu 

erwarten. Bereits vor der Pandemie gab es Initiativen von luxemburger Regierungsmitgliedern, das 

Home-Office in Deutschland besser zu stellen, damals noch mit dem Ziel, unnötigen Verkehr nach 

Luxemburg zu vermeiden. Die damit verbundenen attraktiven Angebote der luxemburgischen 

Regierung, die Einnahmen aus der Einkommenssteuer für die Tage der Arbeit im deutschen 

Homeoffice mit Deutschland zu teilen, wurden bisher von Finanzminister Scholz ignoriert. 

 

Vor diesem Hintergrund fordern die haushalts- und finanzpolitischen Sprecher der Union eine 

Novellierung und Anpassung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg ein. Das Ziel der Verhandlungen muss sein, die 

geltende 19-Tage-Regelung abzuschaffen und dauerhaft durch die aktuell gültige 52-Tage-Regelung zu 

ersetzen. Zudem soll geprüft werden, ob darüber hinaus eine Beteiligung deutscher Kommunen an 

den Lohnsteuereinnahmen von Grenzgängern möglich ist. Die finanz- und haushaltspolitischen 

Sprecher der Union fordern daher das Bundesfinanzministerium dazu auf, das 

Doppelbesteuerungsabkommen Luxemburg unverzüglich und noch vor der anstehenden 

Bundestagswahl neu auszuhandeln. 

 

 

 

 

 

 


